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Sehr geehrter Herr Dr. Techert, 

 

für die Gelegenheit zur Stellungnahme zu oben genannter Überarbeitung 

der European Sustainability Reporting Standards (ESRS) danken wir Ihnen.  

 

Der BDI begrüßt die Unterstützung der deutschen Bundesregierung bezüg-

lich der Überarbeitungen der CSRD und der dazugehörigen Berichtstan-

dards ESRS im Rahmen des aktuellen Omnibusverfahrens der Europäischen 

Kommission ausdrücklich. Die aktuelle Ausgestaltung, der Umfang und das 

Detailniveau der durch die ERSR abgefragten Informationen wurden von 

Seiten der Wirtschaft bereits seit langer Zeit als sehr überdimensioniert 

wahrgenommen und stehen in keinem Verhältnis zum Nutzen. Es ist somit 

sehr positiv, dass die CSRD und ESRS auch von der Europäischen Kom-

mission als zu umfangreich eingestuft worden sind und entsprechend redu-

ziert werden sollen.  

 

Eigentlich sollte gemäß dem Mandat der Europäischen Kommission vom 

März 2025 die Überarbeitung der ESRS durch die European Financial Re-

porting Advisory Group (EFRAG) zu einer Verbesserung der Benutzer-

freundlichkeit, einer Reduzierung der Datenpunkte, einer Verfeinerung des 

doppelten Wesentlichkeitsprinzips, einer verbesserten Lesbarkeit und besse-

ren Abstimmung mit anderen internationalen Rahmenwerken führen. Der 

BDI begrüßt dieses übergeordnete Ziel der Europäischen Kommission aus-

drücklich. Die Überarbeitung muss dringend den Verwaltungsaufwand re-

duzieren, die Berichterstattung wieder auf den Kernzweck ausrichten und 

sicherstellen, dass die Berichtspflichten zielgerichtet, aussagekräftig, prakti-

kabel und durch die Erfahrungen der Erstanwender fundiert bleiben. Unter-

nehmen benötigen dringend konkrete Vereinfachungen und eine praktische 

Anwendbarkeit. 

 

Stellungnahme zu der Überarbeitung des ESRS Set 1 (Delegierte Ver-

ordnung (EU) 2023/2772) für die Nachhaltigkeitsberichterstattung 

nach der Corporate Sustainability Reporting Directive (CSRD) 

Bundesministerium der Justiz 

Herrn Dr. Jan Techert 

esrs@bmjv.bund.de 
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Bezüglich der Ende 2025 von der EFRAG an die Europäische Kommission 

übermittelten finalen fachlichen Empfehlung zur Überarbeitung der ESRS 

begrüßen wir zwar ebenfalls einige der getätigten Verbesserungen wie eine 

klarere Struktur, prozessuale Erleichterungen an einigen Stellen oder die 

Streichung bestimmter Angaben. Ebenfalls ist sehr positiv, dass innerhalb 

der doppelten Wesentlichkeitsanalyse nun auch der „Top-down-Ansatz“ 

etabliert und der „Nettoansatz“ (offiziell) eingeführt wurde. Auch die Ver-

einfachung bei den Transitionsplänen (E1), die bessere Differenzierung 

zwischen Klimaresilienz und Klimaszenarioanalyse, die Eingrenzung auf 

„Key Materials“ (E5) sowie der Wegfall umfangreicher Angaben zur Unter-

nehmenskultur (G1) sind zu begrüßen. 

 

Insgesamt ist die deutsche Wirtschaft allerdings nach wie vor zutiefst be-

sorgt, da die vorgelegte Überarbeitung der EFRAG immer noch weit hin-

ter den Erwartungen zurückbleibt. Weder die vorgeschlagene konzeptio-

nelle Vereinfachung der Standards noch die vorgenommene Streichung von 

Datenpunkten gehen annähernd weit genug, um die Unternehmen spürbar 

zu entlasten. Während die EFRAG eine Reduzierung der obligatorischen 

Datenpunkte um 61 Prozent beschreibt, gehen unsere Schätzungen davon 

aus, dass die tatsächliche Verringerung des Berichtsaufwands – gemessen 

am Umfang und der Länge der Berichte – nur 10 bis 20 Prozent betragen 

wird. Die tatsächliche Entlastung für Unternehmen bleibt somit weit hinter 

den politischen Erwartungen und den Erfordernissen der EU als wettbe-

werbsfähiger Wirtschaftsstandort zurück. In seiner derzeitigen Form birgt 

der überarbeitete Entwurf die Gefahr, dass bestehende Erleichterungen bei 

dem Rahmen der CSRD durch neue Komplexitäten bei den ESRS ersetzt 

werden, anstatt Erleichterungen zu schaffen. 

 

Insgesamt lassen sich unsere Bedenken an der fachlichen Empfehlung der 

EFRAG in folgenden Punkten zusammenfassen:  

 

- Die von der EFRAG bezifferte Reduzierung der Datenpunkte um 61 

Prozent basiert zum großen Teil auf einer Zusammenführung von Da-

tenpunkten, einer Eliminierung von Duplikaten sowie einer Reduzie-

rung von solchen Datenpunkten, welche wenig Berichtsaufwand erfor-

dern, wodurch in Summe keine spürbare Reduzierung des Berichts-

aufwands erzielt wird. Es sollten alle Datenpunkte, die nicht zu ent-

scheidungsrelevanten Informationen führen, gelöscht werden. Das-

selbe gilt auch alle Datenpunkte zu Unterthemen, die noch nicht ausge-

reift genug sind, um in den aktuellen ESRS-Satz 1 aufgenommen zu 

werden (siehe unten). 

- Die Ausweitung der primären Stakeholder-Gruppe im Rahmen des neu 

eingeführten übergeordneten Konzepts der „fairen Präsentation“ (“fair 

presentation“) über den Finanzmarkt hinaus schafft ebenfalls im-

mens hohe Rechtsunsicherheit. Trotz der Berücksichtigung verschiede-

ner Interessengruppen in der CSRD sollten sich die ESRS dennoch un-

bedingt so weit wie möglich auf primäre Nutzer, also den Finanz-

markt, konzentrieren. Die Änderung von Begriffen und zugrunde lie-

genden Konzepten sollte zu einer erheblichen Vereinfachung und Klar-

stellung und keiner Ausweitung der Berichtspflichten der ESRS führen. 

Im Falle der Beibehaltung der aktuellen Ausgestaltung des Konzepts der 

„fairen Präsentation“ empfehlen wir mindestens, dieses freiwillig zu 

halten (ESRS 1). 
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- Die Offenlegungspflichten zu „erwarteten finanziellen Auswirkungen“ 

(„Anticipated financial effects“) (AFE) sollten vollständig gestrichen 

werden, da für viele der geforderten Datenpunkte keine ausgereiften und 

etablierten Methoden zu deren Bewertung existieren und eine sinnvolle 

Offenlegung der AFE in der Praxis somit oft nicht möglich ist. Es ent-

stünden ungenaue und zwischen Unternehmen nicht vergleichbare Da-

ten, die keinen Mehrwert, sondern vielmehr Rechtsunsicherheit schaf-

fen. Solange keine klare, standardisierte Methodik für alle Standards 

existiert, sollten hier zumindest quantitative Angaben gestrichen wer-

den. Auch liegt der Nutzen primär im Kapitalmarkt; für nicht-börsenno-

tierte Familienunternehmen ist der Mehrwert fraglich (ESRS 2 & ESRS 

E1, DR E1-11). 

- Der geforderte Detaillierungsgrad – etwa bei der Bewertung von Aus-

wirkungen, Risiken und Chancen bis hin zur Berichterstattung auf 

Standortebene – ist unverhältnismäßig und für viele Unternehmen 

kaum praktikabel. ESRS 1 para. 56 (103) verlangt eine disaggregierte 

Berichterstattung, wenn es erhebliche Unterschiede zwischen den we-

sentlichen Auswirkungen, Risiken oder Chancen auf Konzernebene und 

denen einzelner Tochtergesellschaften gibt. Die Einbeziehung geografi-

scher Aspekte in die doppelte Wesentlichkeitsanalyse erfordert von den 

Unternehmen die Durchführung der Wesentlichkeitsprüfung auf Ebene 

ihrer Tochtergesellschaften. Dies steht im Widerspruch zur Konzernbe-

richterstattung und ist in der Praxis nicht durchführbar. Der Schwer-

punkt sollte weiterhin auf der konsolidierten Berichterstattung liegen; 

daher sollte die bisherige Formulierung „angemessene Beschreibung der 

IROs” (Auswirkungen/Risiken/Chancen) beibehalten oder (103) gestri-

chen werden, um zusätzliche Granularität und damit verbundene Prü-

fungskosten zu vermeiden. Eine Aufschlüsselung könnte ansonsten dazu 

führen, dass Wirtschaftsprüfer und ausgewählte Interessengruppen eine 

Berichterstattung auf Tochtergesellschaftsebene erwarten, die nicht vor-

gesehen ist (siehe ESRS 1 56 (101)), und welche die Ersteller überlasten 

würde (ESRS 1.33, ESRS 1. 53, ESRS 1.56, AR 15 und AR 31). 

- Es muss eine Streichung neu eingeführter Datenpunkte und Rück-

kehr von „soll“- zu „kann“-Datenpunkten geben, da diese nicht von 

Omnibus-Mandat gedeckt sind und hier eine Verschärfung der Offenle-

gungsanforderungen anstelle einer Reduzierung stattgefunden hat. Als 

Beispiele können dafür Offenlegungspflichten für „sekundären Mikro-

plastik“ (ESRS E2-4 Absatz 15) oder bezüglich der REACH-Liste mit 

Stoffnamen (wie z. B. ESRS E2-5), die im Lagebericht anzugeben sind, 

genannt werden (ESRS E2, DR E2-4, para. 15 b)).  

- Unklare Definitionen müssen verbindlich definiert werden (vollständi-

ges Glossar), um Fehlinterpretationen und langwierige Diskussionen mit 

den Wirtschaftsprüfern zu vermeiden (ESRS E2, DR E2-5).  

Bsp.: „fundamental“ und „significant“, in ESRS S1 Absatz 8 die Defini-

tion von „nicht angestellten Beschäftigten“, die Angabe des Gesamtge-

wichts bei den SoCs und SVHCs ohne Doppelzählung in ESRS E2-4 

und „other workers” in S1-13 35 (b) (i). 

- Anforderungen ohne Mehrwert (insb. für nicht kapitalmarktorientierte 

Unternehmen) müssen vermieden werden (Bsp. IRO-2, Auflistung 

nicht-wesentlicher Themen). 

- Faktisch fortbestehende Anforderungen über Guidances müssen 

verhindert werden. Die finale ESRS-Überarbeitung sollte am Ende ei-

nen Berichtsstandard zum Ergebnis haben, der so einfach, klar und 
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verständlich formuliert und aufbereitet ist, dass er ohne ergänzende, sei-

tenlange Begleitdokumente auskommt und auch ohne Unterstützung ex-

terner Dienstleister im Unternehmen angewendet werden kann. Wichtig 

ist, dass Klarstellungen und Definitionen im Standard selbst erfolgen. 

- Es sollte eine Verlängerung des Zeitraums für die Berücksichtigung 

von Minderungsmaßnahmen für den aktuellen Berichtszeitraum ge-

ben. 

- Es sollte einen Wechsel von ausschließlich absoluten Zielen zu einer 

Option für Unternehmen, entweder absolute CO2-Emmissionsziele 

oder Intensitäts-/relative Ziele offenzulegen. 

- Die Flexibilität bei THG-Berichtsgrenzen muss erhalten bleiben. Un-

ternehmen müssen weiterhin zwischen operativer und finanzieller Kon-

trolle bei der THG-Berichterstattung wählen können, im Einklang mit 

internationaler Praxis. 

- Erhöhte Komplexität des Biodiversitätsstandards, da die „Pufferzone“ 

nur schwer einheitlich und vergleichbar auf verschiedene Unternehmen 

angewendet werden kann. Die Verpflichtung, den Einflussbereich für 

jede Art von Aktivität zu bestimmen, ist mit hohen Kosten verbunden, 

da sie Besuche vor Ort erfordert und von Unternehmen unterschiedlich 

ausgelegt werden kann (ESRS 4, DR E4-1 & DR E4-2 und AR 5 für 

para. 12 (b)). 

- Die Offenlegung von Ressourcenzuflüssen und -abflüssen, insbeson-

dere die Verpflichtung, anzugeben, welche kritischen und strategisch re-

levanten Rohstoffe vom Unternehmen verwendet werden, und die ge-

plante Recyclingquote seiner „Schlüsselprodukte“ offenzulegen stellt 

die Unternehmen vor praktische Herausforderungen. Der Begriff 

„Schlüsselprodukte“ ist sehr unbestimmt und wird wahrscheinlich von 

Unternehmen unterschiedlich ausgelegt werden.  

- Außerdem müssen Geschäftsgeheimnisse und vertrauliche Unterneh-

mensinformationen (Bsp. die geforderte Spezifizierung kritischer Ma-

terialien und die Substanzlisten zu den Tonnagen von SoCs und SVHCs 

(E2)) auch im Hinblick auf Wettbewerbsrecht explizit geschützt werden 

(ESRS E5, DRs E5-4 & E5-5). 

- Die Einführung des neuen Konzepts der „Top 10 Länder, nach dem 

Unternehmen für die bis zu zehn Länder mit der höchsten Mitarbeiter-

zahl über bestimmte soziale Informationen Bericht erstatten müssen, ist 

herausfordernd und kann dazu führen, dass Länder überbewertet wer-

den, die für das Unternehmen tatsächlich nicht signifikant sind. Dieser 

Ansatz schränkt die Flexibilität ein und erzwingt eine Aufschlüsselung, 

die für Entscheidungen möglicherweise nicht sinnvoll ist. Es sollte ein 

stärker prinzipienbasierter, auf Wesentlichkeit ausgerichteter Ansatz 

etabliert werden, der Unternehmen die Flexibilität gibt, Länder hervor-

zuheben, in denen soziale Risiken erheblich sind oder in denen die Maß-

nahmen des Unternehmens die größte Wirkung haben (ESRS S1, DRs 

S1-5 & S1-7). 

- Obligatorische Offenlegung des unbereinigten Lohngefälles („unad-

justed paygap“) gemäß den Sozialstandards ist herausfordernd, da 

diese nicht immer der aussagekräftigste und umsetzbarste Einblick in 

die Lohngleichheit innerhalb des Unternehmens ist. Für viele Unterneh-

men kann diese Zahl irreführend sein, da sie eher die Zusammensetzung 

der Belegschaft widerspiegelt als tatsächliche Ungleichheiten. Es sollte 

den Erstellern überlassen werden, entweder „bereinigte” oder „unberei-

nigte” Indikatoren zu verwenden, solange dies unter Angabe des 
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entsprechenden Kontexts und auf transparente Weise geschieht (ESRS 

S1, DR S1-15). 

- Erhöhte Komplexität bei der Offenlegung im Zusammenhang mit der 

Schwere von Menschenrechtsverletzungen und Klassifizierung von 

Menschenrechtsvorfällen. Die aktuellen ESRS-Regeln zur Meldung von 

Menschenrechtsverletzungen könnten Verwirrung stiften und unnötigen 

Aufwand verursachen. Gemäß dem Entwurf in AR 36 müssten Unter-

nehmen alle Vorwürfe oder eingeleiteten Verfahren melden, nicht nur 

bestätigte Vorfälle. Bei Anwendung auf alle sozialen Standards würde 

dies bedeuten, dass jede Klage oder Beschwerde erfasst und gemeldet 

werden müsste, selbst wenn das Unternehmen letztendlich für nicht ver-

antwortlich befunden würde. Dieser Ansatz birgt die Gefahr einer Über-

meldung, erschwert die Konzentration auf wirklich wesentliche oder be-

stätigte Vorfälle und kann unnötigen Verwaltungsaufwand verursachen 

(ESRS S1, S2, S3, S4 DR S1-16, AR 36 for para. 42(b)).  

- Die Berechnung einiger komplexer Kennzahlen im Zusammenhang 

mit Zahlungsgewohnheiten, insbesondere des Prozentsatzes der Zah-

lungen, die den Standardbedingungen entsprechen, sind oft herausfor-

dernd. Insbesondere für Unternehmen, die in mehreren Ländern und mit 

vielen verschiedenen Produkten oder Dienstleistungen tätig sind, für die 

jeweils unterschiedliche Zahlungsregeln gelten können. Unternehmen 

sollten nur die relevantesten Länder offenlegen müssen oder Absatz 17 

b) sollte gestrichen und nur Buchstabe c) beibehalten werden (ESRS G, 

DR G1-6). 

- Offenlegung komplexer Kennzahlen zu Korruption und Bestechung, 

kann letztlich irreführend sein (ESRS G, DR G1-4). 

- „Arbeitsbedingte Erkrankungen“ sind datenschutzrechtlich schwierig 

und in vielen Ländern nicht vollständig belastbar erfassbar; die Kenn-

zahl bleibt damit ungenau und bildet die Realität nur eingeschränkt ab. 

Ein Mehrwert ist nicht ersichtlich, weshalb diese Angabe gestrichen 

werden sollte. 

- Für die Berichterstattung zum Thema “living wage” sind eindeutige De-

finitionen und Prüfungskriterien notwendig. Hier fordern wir zwingend 

eine einheitliche, verbindliche Übersicht pro Land, die zentral zur Ver-

fügung gestellt wird, am besten von Seiten der Europäischen Kommis-

sion. Wenn dies nicht zentral zur Verfügung gestellt werden kann, muss 

die Angabepflicht zu “living wages” gestrichen werden. 

- Darüber hinaus sollten keine zusätzlichen Berichtshürden im Zusam-

menhang mit der Angleichung der Lohnbenchmarks an die ILO 

auferlegt werden, da dies für multinationale Unternehmen einen enor-

men zusätzlichen Arbeitsaufwand und höhere Prüfungskosten bedeutet. 

Stattdessen sollte man sich auf die bestehenden Ansätze zur Berichter-

stattung über angemessene Löhne konzentrieren und einen Länderver-

gleich auch außerhalb des EWR/für Nicht-EEQ-Länder ermöglichen 

(ESRS S1, DR S1-9). 

- Es ist eine erhöhte Komplexität des Wasserstandards festzustellen. 

Die Berichterstattung auf “water basin”-Level ist neu und sehr komplex 

herauszufiltern. Auch ist unter dem Ziel der Vereinfachung die Einbe-

ziehung von Wasserentnahme und -einleitung in die Berichterstattung 

nicht nachvollziehbar (ESRS E3, DR E3-4). 

- Die neu eingeführten Absätze 73 und 74 in ESRS 1 (Abschnitt 5.3) sind 

in Verbindung mit den Anwendungsanforderungen (AR) unter E1-8 un-

klar und dürften zu Interpretationsdebatten mit Wirtschaftsprüfern 
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führen. Insbesondere bleibt unklar, inwiefern die Ermittlung der IROs, 

die sich aus den Vermögenswerten der langfristigen Vorsorgepläne 

des Unternehmens ergeben mit dem Berichtsrahmen für Treibhaus-

gasemissionen (insbesondere Scope 3) zusammenhängt (ESRS 1 (Ab-

sätze 73 und 74). 

- Die schrittweise Einführung komplexerer Anforderungen ist zwar zu be-

grüßen, doch stehen die neu eingeführten Übergangsbestimmungen für 

Unternehmen der ersten Welle nicht im Einklang mit den in dem von 

der Europäischen Kommission im Juli 2025 verabschiedeten Quick-Fix-

Delegated-Act festgelegten schrittweisen Einführungen. Die in dem 

Quick-Fix-Delegated-Act festgelegten schrittweisen Einführungen soll-

ten beibehalten werden (ESRS 1 (Abs. 125 (b) & (c))). 

 

Unternehmen sollten während einer Übergangszeit zwischen der Anwen-

dung der bisherigen oder der neuen ESRS wählen können. Neue Daten-

punkte müssen erst erhoben und Auslegungsfragen mit den Wirtschaftsprü-

fern geklärt werden. Eine Übergangszeit würde Flexibilität schaffen und 

Unternehmen entlasten. Auch die Interoperabilität mit den Standards des 

ISSB sollte weiter ein klares Ziel sein, welches noch nicht ausreichend er-

reicht worden ist. Es sollte klar herausgestellt werden, dass Daten und The-

men, die bereits im Rahmen eines ISSB-Berichts berichtet werden, 1:1 in 

einem CSRD-Bericht genutzt werden können. 

 

Der BDI hat sich im Rahmen vergangener Konsultationen bereits mehrfach 

mit übergeordneten Anmerkungen sowie einer Excel-Liste mit konkreten 

Verbesserungsvorschlägen auf Datenpunktebene an die EFRAG gewandt. 

Nachdem der aktuelle Entwurf immer noch weit hinter den Erwartungen zu-

rückbleibt, bitten wir nun die deutsche Bundesregierung, sich ausdrücklich 

bei der Europäischen Kommission dafür einzusetzen, dass eine erhebliche 

Vereinfachung und eine spürbare Verringerung des Aufwands erfolgt, um 

die Wettbewerbsfähigkeit der EU als Wirtschaftsstandort zu sichern. Wich-

tig ist, dass sich die Berichterstattung auf steuerungsrelevante Kennziffern 

konzentriert, die für Investitionsentscheidungen wirklich relevant sind, so-

wie auf Daten, die von den Erstellern mit vertretbarem Aufwand erhoben 

werden können. Dringend erforderlich sind echte Vereinfachungen und 

pragmatische, praxisnahe Lösungen. 

 

Wir bitten Sie, diese Anregungen mit Blick auf die aktuell stattfindende 

Überarbeitung der ESRS bei der Europäischen Kommission einzubringen 

und stehen Ihnen für Rückfragen gern zur Verfügung. 

 

  

Mit freundlichen Grüßen  

 

Dr. Monika Wünnemann    Julian Winkler 

 


